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11. Wahlperiode 

02 . 02 . 88 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Brück, Verheugen, Voigt (Frankfurt), 
Bindig, Dr. Hauchler, Dr. Hoitz, Frau Luuk, Frau Dr. Niehuis, Schanz, Schluckebier, 
Toetemeyer, Großmann, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/1634 — 


EG-Verhattenskodex für europäische Firmen in Südafrika 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft, Dr. von 
Würzen, hat mit Schreiben vom 1. Februar 1988 -VB 4- 932 702/ 
10 - die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der EG -Verhaltens- 
kodex wirksam zur Abschaffung der Apartheid beiträgt? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Verhaltens- 
kodex der Europäischen Gemeinschaft für Unternehmen mit 
Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen oder Vertretungen 
in Südafrika einen wichtigen Beitrag zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Schwarzen in Betrieben 
europäischer Tochtergesellschaften in Südafrika leistet und 
dadurch zur Beseitigung der wirtschafthchen Auswirkungen der 
Apartheid beiträgt. Wie die entsprechenden Kodices der Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Kanadas und Australiens gibt er 
Amegungen für die Ausgestaltung der Beziehungen zwischen 
den Tarifvertragsparteien sowie der Entlohnung, AusbUdung, des 
Aufstiegs, freiwilhger Sozialleistungen und fordert Aufhebimg der 
Rassentremumg am Arbeitsplatz. Zudem nimmt er sich der Pro- 
bleme der Wanderarbeitnehmer und der Fördenmg von Unter- 
nehmensgründungen durch Schwarze an. Die Tochtergesellschaf- 
ten der deutschen Unternehmen in Südafrika befolgen die Emp- 
fehlungen des Kodex in hohem Maße; die AusfüUimg des Kodex 
hat sich daher als Beitrag der Wirtschaft zum Abbau der Rassen- 
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diskriminiemng im Arbeits- und Sozialleben in der Republik Süd- 
afrika bewährt. 


2. Was tut die Bundesregierung, damit alle deutschen Firmen in 
Südafrika die Empfehlungen des Kodexes einhalten? 

Die der Bundesregierung zugegangenen Untemehmensberichte 
erfassen 85 % aller Arbeitnehmer in Niederlassungen mit deut- 
scher Beteiligung in Südafrika. Die berichtenden Unternehmen 
halten mit nur wenigen Ausnahmen die Empfehlungen des Kodex 
ein. So wurde die Mindestlohnempfehlung während der letzten 
Berichtsnmde ledighch für 0,8 % der Arbeitnehmer nicht verwirk- 
licht. Unbeschadet dieses hohen Beteiligungsgrades drängt die 
Bundesregierung unterstützt von den Spitzenverbänden der deut- 
schen Wirtschaft darauf, daß alle deutschen Firmen die Empfeh- 
lungen des Kodex einhalten und voU anwenden. 


3. Welche deutschen Firmen halten sich nicht an die Empfehlungen 
des Kodexes? Welche deutschen Firmen kommen insbesondere der 
Berichtspflicht nicht nach? 


Die Bundesregierung ist durch Rechtsvorschriften an der Weiter- 
gabe solcher Angaben gehindert. Im übrigen wird auf die Antwort 
zu Frage 2 verwiesen. 


4. ' Wie müßte der EG- Verhaltenskodex verbessert werden, damit er 
mehr zur Abschaffung der Apartheid beitragen kann? 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, die Neufassung 
des Verhaltenskodex der Europäischen Gemeinschaft vom 
19. November 1985 erneut zu ändern. Auf die Antwort zu Frage 1 
wird verwiesen. 


5. Würden sich die Empfehlungen des Kodexes besser durchsetzen 
lassen, wenn Sie zwingend wären imd ihre Nichtbefolgung mit 
Sanktionen geahndet würde? 

Inhalt und Form des Verhaltenskodex sind im Rahmen der Euro- 
päischen Pohtischen Zusammenarbeit von den Außenministern 
abgestimmt worden. Dies güt auch für die Neufassung vom 
19. November 1985. Der Empfehlungscharakter ist der gemein- 
samen pohtischen Zielrichtung angemessen. Die weitgehende 
Befolgung des Kodex durch die Unternehmen spricht für den 
Wirkungsgrad der Empfehlungen. Die Ausgestaltung des Kodex 
zur zwingenden Rechtsvorschrift würde den Wirkungsgrad des 
Kodex nicht verbessern. 
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6. Wird sich die Bundesregierung innerhalb der Gemeinschaft aktiv 
für eine Verschärfung sowie die rechtliche Verbindlichkeit des 
Verhaltenskodexes etnsetzen? 


Es gilt das zu Fragen 4 und 5 Gesagte. 


7. Welche Konzeption hat die Bundesregierung, um mit Hilfe eines 
neuen Kodexes den politischen imd ökononnschen Druck auf Süd- 
afrika zu verstärken? 


Auf die Antworten zu 1, 4 und 5 wird verwiesen. 


8. Müßten nicht wirtschaftliche Sanktionen gegen Südafrika ergriffen 
werden, um die im Kodex vorgesehenen Maßnahmen zu stützen 
imd zu ergänzen? 

Während eine Beachtung des Kodex durch die Unternehmen wie 
die sonstigen im europäischen Rahmen ergriffenen positiven 
Maßnahmen gegenüber Südafrika zum Abbau der wirtschaft- 
hchen Auswirkungen der Apartheid beiträgt, erzielen wirtschaft- 
liche Sanktionen erfahrungsgemäß nicht die gewünschte poh- 
tische Wirkung. Im weiteren wird auf die Antworten zu Fragen^l 
und 5 verwiesen. 


9. Ist die Bundesregierung der Auffassimg, daß ein verschärfter EG- 
Verhaltenskodex auch auf Namibia angewandt werden sollte, 
damit auch in dem von Südafrika besetzt gehaltenen Land für die 
schwarzen Arbeiter in den europäischen Firmen soziale Verbesse- 
rungen angestrebt werden können? 


Namibia hat einen völkerrechtlichen Sonderstatus. Die recht- 
lichen und tatsächüchen Rahmenbedingungen in Namibia unter- 
scheiden sich wesentlich von denen in der Repubhk Südafrika. 
Daher wäre es nicht sinnvoll, den auf die Republik Südafrika 
zugeschnittenen Verhaltenskodex auch auf Namibia anzu- 
wenden. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, jene Unternehmen, die nicht den 
Kodexempfehlungen entsprechende Mindestlöhne zahlen, aufzu- 
fordern, dies zu tun? 


Die Bundesregierung hat Unternehmen, die nicht den Kodexemp- 
fehlungen entsprechende Mindestlöhne zahlen, aufgefordert dies 
zu tun und wird diese Forderung auch in Zukunft aussprechen. 
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1 1 . Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, damit die 
Kodexempfehlungen in Richtung auf eine Erhöhung der untersten 
Mindestlöhne verbessert werden? 


Wenn sich ausgehend von den am 19. November 1985 beschlosse- 
nen Kriterien für die Mindestlohngestaltimg neue Tatsachen 
ergeben, die eine Anhebung der Mindestlohnparameter wün- 
schenswert oder notwendig erscheinen lassen, wird die Bundes- 
regierung auf einen entsprechenden EPZ-Beschluß hinwirken. 


12. Wie will sich die Bimdesregienmg dafür einsetzen, daß die Kodex- 
empfehlungen zur Abschaffung der Rassentrennung in den bun- 
desdeutschen Unternehmen in Südafrika auch im Arbeitsumfeld 
(Kantine, Sanitärräume) in vollem Umfang verwirklicht werden? 

Mit Befriedigung stellt die Bundesregierung fest, daß bei keinem 
der berichtenden deutschen Unternehmen Rassentrennung am 
Arbeitsplatz besteht und daß gleiche Arbeitsbedingungen ge- 
währleistet sind. Auch im Arbeitsumfeld werden bei 80 % der 
Arbeitnehmer keine rassischen Unterschiede mehr gemacht. In- 
dessen legt die Bundesregierung unverändert Wert darauf, daß 
auch hier die Rassendiskriminierung vollständig abgebaut wird. 
Soweit verbleibende Rassentrennung im Arbeitsumfeld auf Ge- 
meinderecht zurückzuführen ist, fordert die Bundesregierung die 
Unternehmen auf, sich um Ausnahmeregelungen zu bemühen. 
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